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Gemeinden wehren sich gegen nutzlose Änderung für 150 Millionen Euro

Höhere Steuern durch kaufmännische Buchhaltung

Stuttgart. Einschränkungen kommunaler Einrichtungen und Dienstleistungen bei steigenden Steuern und Gebühren erwartet der Gemeindetag von einer Umstellung der Kommunen auf die kaufmännische Buchhaltung. Gleichwohl steuere das Innenministerium in diese Richtung. Es wolle, dass Städte und Gemeinden den ‚Werteverzehr’ dokumentieren, sprich Abschreibungen auf alle Vermögensgegenstände kalkulieren und Rückstellungen bilden.

Keine zwingenden Vorgaben

„Was der Staat selbst nicht tut, dazu sollen die Kommunen jetzt veranlasst werden,“ kritisierte der Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags, Dr. Christian O. Steger. „Städte und Gemeinden sind nicht das geeignete Labor für nutzlose Experimente. Zwingende Vorgaben in jeder Form lehnen wir ab.“ Wo es betriebswirtschaftlich sinnvoll sei, so Steger, rechnen Kommunalverwaltungen bereits heute kaufmännisch, schreiben Anlagevermögen ab und bilden notwendige Rückstellungen. Das gelte vor allem für ihre Wasserversorgungen, Verkehrs- und Entsorgungsbetriebe, Bäder und andere Einrichtungen.

Steuern und Gebühren würden steigen

„Wenn wir unsere Straßen, Schul- und Rathäuser abschreiben müssen, werden Steuern, Gebühren und Abgaben steigen. Noch mehr Gemeindehaushalte werden in die roten Zahlen geraten. Die Gemeinden werden noch mehr Einrichtungen schließen und Dienstleistungen zurückfahren müssen,“ sagte Steger. Die Umstellungskosten der Gemeinden schätzt der Gemeindetag auf 150 Millionen Euro. Die laufenden Kosten der neuen EDV-Systeme und den höheren Betriebsaufwand würden um rund 30 Millionen Euro jährlich über denen der bisherigen Buchhaltung liegen.

Die Kommunen seien gerade dabei, ihr Rechnungswesen auf neue EDV-Systeme umzustellen. Dieser Umstieg sei langfristig geplant und mache beträchtlichen Aufwand. Das, so der Gemeindetag, wäre Makulatur, wenn jetzt ganz neue Anforderungen an die Datenverarbeitung definiert würden. Das Land führe zwar neue Steuerungsinstrumente (NSI) ein, denke aber nicht daran, auf kaufmännische Doppik umzustellen. Ganz ähnlich sei die Situation bei den Gemeinden: Viele hätten ihre betriebswirtschaftlichen Instrumente bereits ergänzt, ohne dazu auf die Doppik umzusteigen.

Keine neuen Erkenntnisse zu erwarten

Einen Nutzen der Umstellung sieht der Gemeindetag nicht. „Wir werden aus einer anderen Buchhaltungssystematik keine neuen Erkenntnisse gewinnen,“ ist sich Steger sicher. Das herkömmliche System, die Kameralistik, gelte zwar – ohne sachlichen Grund - als Innbegriff verstaubter Bürokratie. Es sei aber zum Nachweis der sinnvollen Verwendung öffentlicher Mittel besser geeignet, als die kaufmännische Doppik. Das kaufmännische Rechnungswesen sei darauf gerichtet, Gewinn und Verlust zu ermitteln. Gerade darauf seien Gemeinden nicht aus, sondern auf die wirtschaftliche Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben. Der Gemeindetag spreche sich daher für eine Weiterentwicklung der bewährten Methoden aus.

 „Weder gesetzlich noch faktisch dürfen die Gemeinden zur kaufmännischen Buchhaltung gezwungen werden,“ verlangte Steger. Dafür gebe es keinen Grund. Für die Finanzstatistik und interkommunale Vergleiche genügten Rahmenvorgaben, die sowohl mit kameraler wie doppischer Buchhaltung eingehalten werden könnten.
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